
Betriebsrente über Pensionskasse soll Insolvenzschutz erhalten 

Die betriebliche Altersversorgung (bAV) kann über verschiedene sogenannte Durchführungswege 

erfolgen, zu denen die Pensionskasse gehört. Diese birgt ein gewisses Risiko: Werden Arbeitgeber 

insolvent und können ihre Pensionskassenzusagen nicht mehr einhalten, sind die Betriebsrentner 

bisher nicht geschützt – denn der Pensions-Sicherungs-Verein (PSV) muss in dem Fall nicht 

einspringen. Das wurde kürzlich vom Europäischen Gerichtshof bekräftigt. 

 

Zugleich forderten die Richter die Bundesregierung auf, einen Insolvenzschutz auch für diesen bAV-

Durchführungsweg einzuführen. Andernfalls müsse der Staat bei großen Verlusten eingreifen und 

Entschädigungen leisten. Werden auch Pensionskassen unter den PSV-Schirm genommen, wie das 

Bundesarbeitsministerium es nun plant, dürften die Absicherungskosten die Beiträge steigen lassen. 

Unter Umständen kann es für Arbeitgeber und ihre Beschäftigten dann ratsam sein, einen anderen 

Durchführungsweg zu wählen. Ein spezialisierter Gewerbemakler kann bei dieser Frage neutralen Rat 

geben.  

 

Zahl armutsgefährdeter Senioren gestiegen 

Noch gelten die Ruheständler in Deutschland als vergleichsweise gut situierte Alterskohorte. Doch 

mehrere Faktoren gefährden diesen Status: Der demografische Wandel führt zu immer mehr 

Rentenbeziehern und immer weniger Beitragszahlern, in der Folge zu sinkenden Renten; zunehmend 

gebrochene Erwerbsbiografien sowie der Trend zu Teilzeit und zu Niedriglöhnen wirken sich negativ 

auf die individuellen Rentenansprüche aus. Der Effekt ist schon jetzt zu beobachten, wie neueste 

Zahlen des Statistischen Bundesamts zeigen: Der Anteil der armutsgefährdeten Senioren stieg 

zwischen 2010 und 2017 von 14 auf 18,7 Prozent, stärker als in jeder anderen Bevölkerungsgruppe. 

Betroffen sind, Stand 2017, rund 3,2 Millionen Ruheständler. 

 

Experten rechnen mit einem weiteren eklatanten Anstieg. So prognostiziert beispielsweise der Leiter 

des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Marcel Fratzscher: „Altersarmut wird in den 

nächsten 10, 15 Jahren noch mal sehr, sehr deutlich zunehmen.“ Private Altersvorsorge, in welcher 

Form auch immer, ist daher wichtiger denn je.  

  

Anhängerversicherung bald günstiger? 

Oftmals sind Zugfahrzeug und Anhänger bei verschiedenen Anbietern versichert. Seit einer 

Entscheidung des Bundesgerichtshofs von 2010 gilt dann bei einem Unfall, dass die Schadenssumme 

hälftig zwischen beiden Versicherern aufgeteilt wird. Das führte und führt zu Mehraufwand, da jeder 

Schaden von zwei Versicherern bearbeitet werden muss. Im Endeffekt besteht teilweise eine 

„Doppelversicherung“ – und diese bedeutet für die Versicherungsnehmer in vielen Fällen unnötig 

hohe Beiträge. So verweist der Verband der Automobilindustrie auf Flottenunternehmen mit 

Tausenden Fahrzeugen, deren Versicherungsschutz um Millionen Euro teurer sei als nötig.  

 

Spediteure ebenso wie Besitzer von Wohnwagen oder Bootsanhängern können aber offenbar bald 

aufatmen, denn ihr Haftpflichtschutz könnte sich verbilligen. Bundesjustizministerin Christine 

Lambrecht möchte eine Neuregelung durchsetzen, der zufolge nach einem Unfall nur der Versicherer 

des Zugfahrzeugs zuständig sein soll. Damit würde der Verwaltungsaufwand deutlich abnehmen. 

Inwieweit dies – und nicht zuletzt auch eine veränderte Risikosituation für die jeweiligen Versicherer 

– zu einer Prämiensenkung führt, bleibt einstweilen abzuwarten. 

 

Geldvermögen der Deutschen klettert auf Rekordwert 

6.302 Milliarden Euro horten die Deutschen als Bankeinlagen, Bargeld, Wertpapiere und Ansprüche 

gegenüber Versicherungen (Stand: 3. Quartal 2019). Damit ist das Geldvermögen binnen Jahresfrist 



um satte 4,5 Prozent gewachsen, wie aus Zahlen der Bundesbank hervorgeht. Nicht eingerechnet 

wohlgemerkt: Immobilien, deren Wert ebenfalls Jahr für Jahr steigt. Nie waren die Deutschen 

wohlhabender. 

 

Ein großer Teil der Zugewinne geht auf den Höhenflug an den Börsen zurück. So legte der Deutsche 

Aktienindex DAX im vergangenen Jahr um 25,5 Prozent zu, das größte Plus seit 2012. Der US-

Technologieindex Nasdaq 100 stieg sogar um über 35 Prozent, während der S&P-Index knapp 29 

Prozent höher als zu Jahresbeginn abschloss. Verglichen mit diesen Zahlen ist das deutsche 

Vermögenswachstum eher bescheiden, da die Bundesbürger nach wie vor in weiten Teilen auf 

Sparbuch & Co. setzen. „Die Präferenz für liquide oder als risikoarm empfundene Anlageformen hielt 

damit weiter an“, bringt es die Bundesbank auf den Punkt. Gestiegen sind auch die Schulden der 

Deutschen, allerdings deutlich weniger stark als das Geldvermögen.  

 

Krankenkassen müssen Anträge ihrer Mitglieder zügig bearbeiten 

Krankenversicherte können bei ihren Kassen einen Antrag auf Kostenübernahme stellen, wenn eine 

medizinisch sinnvolle Maßnahme nicht zum Leistungskatalog gehört. Die Kasse ist dann zu einer 

Einzelfallprüfung verpflichtet. Mit der darf sie sich nicht unbegrenzt Zeit lassen, wie das Sozialgericht 

Heilbronn kürzlich entschied: Wenn eine gesetzliche Krankenversicherung einen Antrag mehr als fünf 

Wochen lang unbeantwortet lässt, kann er als genehmigt gelten. Nach Ablauf der Fünf-Wochen-Frist 

kann der Antragsteller demzufolge von einer „Genehmigungsfiktion“ ausgehen.  

 

Allerdings dürfen die Kassen in begründeten Fällen einen Aufschub verlangen. Voraussetzung ist, 

dass die Form gewahrt wird. Im Heilbronner Fall war das nicht gegeben: Die Krankenkasse hatte zwar 

innerhalb der Frist geantwortet und mitgeteilt, dass eine Entscheidung länger brauchen werde. Da 

Name und Unterschrift des Sachbearbeiters jedoch fehlten, war das Schreiben wegen Formfehlern 

ungültig. Die beklagte Kasse muss demnach die Kosten der beantragten Behandlung übernehmen. 

 

Nachhaltige ETFs auf dem Vormarsch 

Börsengehandelte Indexfonds (ETFs) liegen im Trend, Nachhaltigkeit nicht erst seit dem „Fridays for 

Future“-Jahr 2019 ebenso. Kommt beides zusammen, ergibt sich eine beeindruckende Dynamik. Das 

belegen Zahlen des Berliner Analysehauses Scope: Im vergangenen Jahr wurden 33 nachhaltige ETFs 

für deutsche Investoren neu aufgelegt, ein Zuwachs von über 29 Prozent. Gegenüber dem Vorjahr 

markiert das sogar lediglich ein abgeschwächtes Wachstum, denn 2018 gingen 46 entsprechende 

neue Angebote in den Verkauf.   

 

Damit sind für die Bundesbürger nun insgesamt 145 nachhaltige ETFs erhältlich, in denen derzeit 

rund 39 Milliarden Euro angelegt sind. Das Gros bilden Aktien-ETFs mit 110 Produkten, die restlichen 

35 setzen auf Renten. Unter den Indexanbietern liegt MSCI unangefochten vorn – fast zwei Drittel 

der Aktien-ETFs orientieren sich an MSCI-Indizes. Wie aus den Scope-Analysen zudem hervorgeht, 

sind die Kosten nachhaltiger ETFs in den vergangenen Jahren stark gesunken. So verlangen neu 

aufgelegte Fonds im Durchschnitt um mehr als 60 Prozent geringere Gebühren als 2007.  

 

Kfz-Schadenkosten massiv gestiegen 

Die Schadenaufwendungen für die Kfz-Haftpflicht sind zwischen 2013 und 2018 um fast 16 Prozent 

nach oben geschnellt. Das geht aus der „Jahresgemeinschafts-Statistik über den Schadenverlauf in 

der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 2018“ hervor, die vom Versicherer-Gesamtverband (GDV) 

und von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) erstellt wurde. Zwar stieg auch 

die Zahl der versicherten Fahrzeuge (auf knapp 44,6 Millionen), jedoch nur um 7 Prozent. Noch 

geringer fiel der Anstieg bei der Zahl der Unfälle aus, die 2018 nur um gut 2 Prozent über dem Wert 



von 2013 lag, nämlich bei 2,76 Millionen. Die Kosten pro Schadensfall steigen also. Im Ergebnis 

mussten die Versicherer 2018 rund 9,92 Milliarden Euro für die Schadensregulierung aufwenden.  

 

In der Statistik wird zwischen den drei Tarifgruppen N (normal versichert), B (öffentlicher 

Dienst/Beamte) und A (Landwirtschaft) unterschieden. Landwirte scheinen die vorsichtigsten Fahrer 

zu sein, denn pro 1.000 Fahrzeuge verursachen sie 47 Unfälle. In der Gruppe N, der rund drei Viertel 

aller Pkw zugehören, sind es 63 Unfälle pro 1.000 Fahrzeuge. Die niedrigste durchschnittliche 

Schadenshöhe ist dagegen mit 3.354 Euro bei Beamten zu verzeichnen, während die Landwirte mit 

4.299 Euro auf den höchsten Wert kommen (N: 3.647 Euro).  

 

Private-Equity-Manager lösen sich von Konjunkturzyklen 

Nicht nur, aber im Wesentlichen aufgrund der Niedrigzinsphase verzeichnen Private-Equity-Fonds 

seit Jahren wachsende Zuflüsse – schließlich gibt es nicht mehr viele Anlageklassen, die eine 

nennenswerte Rendite bei überschaubarem Risiko versprechen. Eine Auswertung eines großen 

Vermögensverwalters offenbart nun: Seit der Finanzkrise zeigen die Private-Equity-Manager eine 

Zurückhaltung, die man früher nicht unbedingt von ihnen gewohnt war.  

 

Das zeigt sich schon darin, dass das Investitionsvolumen trotz der anschwellenden Zuflüsse in den 

letzten Jahren einigermaßen konstant blieb. Bemerkenswert ist aber vor allem, dass sich die 

strategische Ausrichtung geändert zu haben scheint: Der Anteil weniger zyklischer Branchen wie 

Gesundheit und IT ist in den vergangenen 10 Jahren von rund 40 auf 60 Prozent gestiegen. Damit 

machen sich die Private-Equity-Manager unabhängiger von Konjunkturzyklen und senken die 

Volatilität ihrer Fonds. Insbesondere der IT-Sektor genießt hohes Vertrauen. Etwa ein Viertel der 

Private-Equity-Investitionen entfallen auf diese Branche.  

 

 

 


